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abhängige Leute jeder Art. Wählbar sind alle 25jährigcn Franzosen, ohne Cen¬
sus- oder Anfenthaltsbedinguug, denn „der Depntirte vertritt nicht sein Depar¬
tement, sondern ganz Frankreich" (obwohl ihn dies nicht verhindern wird, die be¬
sondern und Lokalinteressen seiner Committenten zu vertheidigen). Die Zahl der
Abgeordnetenwird künftig 7S0 betragen, Algier und die Kolonien mit einbegrif¬
fen, welche zu „französischem Gebiet" erklärt, aber nach „besondern Gesetzen"hmr
llos lois piu-ticuUei-ös) regiert werden sollen. Jede Asscmblve wird ans drei Jahr
gewählt und ist permanent.

VollziehendeGewalt. Der Präsident ist 30 Jahr alt, hat nie seine Rechte
als französischer Bürger verloren (was die Prätendenten ausschließt) wird durch
dirccte allgemeine Wahlen, mit absoluter Majorität und auf 4 Jahre gewählt.
Wieder gewählt kaun er die darauf folgenden 4 Jahre nicht werden. Seltsam
klingt der 58. Artikel: „Der Präsident präsidirt bei nationalen Festlichkeiten."

Innere Verwaltung. Man scheint einen Anfang von Communalfreihest
machen zu wollen, die Cantonal- uud Cvmmunalräthe werden nach dem allgemei¬
nen Stimmrecht von den Cantons- uud Gcmeindebcwohnern gewählt, können aber
jeden Augenblick ohne Weiteres vom Präsidenten aufgelöst werdeu.

Bald hätte ich Eines vergessen. Kein Gesetzentwurf kann, dringende Fälle
ausgenommen, früher definitiv votirt werden, als nach drei Berathungen, die in
Zwischenräumenvon wenigstens zehn Tagen stattfinden müssen. Ob man damit die
erste Kammer ersetzen oder ob der Staatsrath, an dessen Spitze der Viccpräsidcnt
steht, sie unnöthig machen soll? Soviel ist, trotzdem, sicher, daß die Zweikam¬
merfrage für die Debatte vorbehalten bleibt.

Vom Reich.

Vl.

Oestreich und Deutschland.

Die französische Regierung scheint in der italienischen Frage eine drohendere
Stellung einnehmen zu wollen als bisher; es wird wenigstens uusrerseits noth¬
wendig sein, sich auf alle Eventualitäten gefaßt zu machen. Unter diesen Umstän¬
den ist es nothwendig, das Verhältniß Oestreichs zu Deutschland ernstlich ins
Auge zu fassen. Die Aussicht aus einen Neichstneg mit Frankreich ist nicht so
lockend, um deshalb dcu bisherigen schwankenden und unklaren Zusammenhang
aufrecht halten zu wollen. Wir müssen diese Frage von zwei Gesichtspunkten an-
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sehen, wir müssen den Interessen Oestreichs wie denen Deutschlands Rechnung
tragen.

Der östreichische Reichstag hat sich mit dieser Angelegenheit noch nicht beschäf¬
tigt, und es gehörte ein Tiresias dazu, vorauSznsehn, wann er sich dazu bemüßigt
finden wird. Dennoch lassen sich, zwar nicht der Organisation, wohl aber den
Wünschen nach, in Oestreich in Beziehung auf diesen Punkt drei Parteien unter¬
scheiden. Die eiue will das Aufgehen von Dentsch-Oestreichim Reich, und darum
Zersplitterung des Kaiserstaats, die andere Erhaltung desselben und darum Ab¬
schluß, die dritte endlich will das eine nehmen und das andere nicht lassen: sie
will, um Oestreich zu erhalten uud Deutschland nicht zu missen, nicht, daß Oest¬
reich in Deutschland, svuderu daß Deutschland in Oestreich aufgehe.

Schnselka ist einer der entschiedensten Verfechter des Anschlusses an Deutsch¬
land; die Czechen haben ihre Nationalhymne ausdrücklichauf dieseu Feind bezo¬
gen. Er will die Söhne Libnssens uöthigenfalls mit dem Schwert veranlassen,
in Frankfurt zu tagen. Dabei glaubt er aber zugleich an Oestreichs welthistori¬
schen Berns, er will die Moldau, Walachei, kurz das ganze Donaugebiet sür
Oestreich erwerbe», um es durch dieses Medium der germanische» Cultur zuzu¬
führen. Wie er sich dieses große mitteleuropäische Reich denkt, ist schwer zu sagen;
vielleicht als eiuen Kometen, dessen Kern das Reich, dessen Schwanz die Steppen
der Donau ausmachen sollen. Die Magyaren, Slovaken, Noumainen u. s. w.
werden mit dieser Rolle des Schwanzes schwerlich einverstanden sein; sie würden
nie darin einwilligen, die untergeordneten Theile eines in Frankfurt ceutralisirten
Reichs zu sein. Ans der andern Seite könnte das Reich es nimmermehr zngeben,
daß einer seiner Angehörigen, der Kaiser von Oestreich, zugleich die Herrschast
über eine Reihe halbbarbarischer Nationen führte, mit deren Hilfe er vielleicht zu
gelegener Zeit die deutsche Freiheit bedrohen köuute; es könnte es um so weniger
zugeben, wenu dieser Kaiser zugleich das Oberhaupt Deutschlauds wäre. Uud
doch gehn darauf die Hoffnungen eines großen Theils der sanguinischen Wiener
hinaus; sie gaben diese Hoffnung auch keineswegs auf, als die Stimme der deut¬
schen Nation den Erzherzog Johann znr Würde eines Neichsverwesersberief: die
halbofsiziellcuZeitungen sprachen damals ihre Ansicht unverholen aus, der Erz¬
herzog sei dazu berufen, der Gründer jenes großen Reichs zu werden, in dem
die mitteleuropäischeWelt ihren Frieden finden sollte. Uud gestehen wir es nur,
wenn unter irgend einer Form das Fortbestehen der östreichischen Monarchie nnd
zugleich der Anschluß au Deutschland gedacht werden könnte, so wäre es nur
diese. Der Kaiser von Oestreich zugleich deutscher Kaiser, das ist eiu Gedanke,
von dem man sich wenigstens eine Vorstellung machcu kaun; aber der Kaiser von
Oestreich Vasall des deutschen Reichs, nimmermehr! In jenem Fall wäre Wien
der Kuotenpuukt, in welchem sich die verschiedenen, im Uebrigen selbstständigcn
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Staaten — Deutschland, Böhmen, Italien, Ungarn, Kroatien, Siebenbürgen,
Galizien, vereinigten.

Ein ungeheures Reich, das die Nordsee, die Ostsee, das adriatische und am
Ende das schwarze Meer berührte! Und doch in der That ein unmächtiges, denn
es wäre eine rohe äußerliche Conglvmeration, ohne irgend ein organischesInein¬
andergreifen. Es wäre selbst ohnmächtiger, als bisher Oestreich, denn es würde
in ihm ein Triebwerk von dein andern gehemmt. Und der Gedanke scheitert von
vornherein an seiner Unmöglichkeit: er widerstrebt dem Willen fast aller der Na¬
tionen, die dazu verwendet werden sollten, auch weuu man ihn in seiner mildesten
Form ausspricht, der Föderation, denn das ist das Stichwort, in dem eine
Wiener Partei die Ideen der Demokratie und der Monarchie mit einander anö-
zugleichen sucht. Man bezieht sich immer uud immer auf die nordamerikanischen
Freistaaten, ohue im Geringsten darauf Rücksicht zu nehmen, daß die isvlirte Lage
jenes ungeheuern Ländercomplexes einen solchen Staatsvcrband erträglich macht,
der bei der Nachbarschaft so scharf centralisirter Staaten, wie Frankreich, Nußland,
selbst England, zum schnellen Untergang führen müßte; ohne zu erwägeu, daß
dort in dem Senat, dem Kongreß und dein Präsidenten, noch mehr aber in der
Realität gemeinsamer Interessen immer eine Staatseinheit bleibt, die bei den
widerstrebenden Neigungen einer so äußerlich zusammengefügten Vvlksmasse unmög¬
lich wäre. Die Norddeutschen würden sich eben so wenig einem solchen Reich an¬
schließen, als andererseits die Italiener, Magyaren oder Galizier.

Diese Partei — man könnte sie die vermittelnde nennen — scheint also keine
Zukunft zu haben; sie ist nicht einmal als Uebcrgangsstusedenkbar. Man muß
also aus die eigentlichen Gegensätze zurückgehn, die Schwarzgelbenund die Schwarz-
rothgoldnen, um den technischen Ausdruck der Wiener zu gebrauchen. Die Einen
wollen den Kaiserstaat -i tont i>rix erhalten, die Andern mit eben solcher Bestimmt¬
heit die Einigung Deutschlands.

Was die erste betrifft, so ist cö augenscheinlich, daß mit ihren Wünschendie
Reichseinheit, wie sie iu Frankfurt projectirt wird, nicht übereinstimmenkann.
Selbst wenn eine solche Centralisation sich denken ließe, ohne daß die östreichischen
Provinzen mit einbegriffen wären, so würde auch diese dem Interesse der Groß¬
macht Oestreich widersprechen. Metternich wußte sehr schlau zwei entgegengesetzte
Prinzipien zu seinen Zwecken zu bereinigen: er sperrte Oestreich ab gegen den
politischen und commerziellen Einfluß des Auslandes und zugleich breitete er seinen
mächtigen Arm auf der einen Seite über die deutschen Bundesländer, auf der
andern über Italien aus. So lange der Gegensatz zwischen Katholiken und
Protestanten, zwischen Süd- und Norddeutschen bestand, konnte er immer im Reich
auf eine starke Partei rechnen, die, wenn sie auch nicht seinem Zweck unmittelbar
diente, wenigstens die Absichten seiner Gegner lahmte. Schließt sich dann Oestreich
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aufs Neue ab und gelingt die Centralisation Deutschlands, so ist jener Einfluß
verloren, so gestaltet sich das centralisirte Deutschland zu einem Staat, wie er in
der Idee, nicht in der Wirklichkeit des Preußischen lag, zu einem strebsamen, in
sich einigen, aufgeklärten constitutionellenStaat, der sich als dritter in die Reihe
von England und Frankreich stellt. Der preußischeStaat, wie er ist, würde
aufgelöst, aber die mächtige Kraft des preußischenStaatsorganismus würde sich
eben so über Süddeutschland ausdehnen, wie das constitutionelleBewußtsein der
Süddeutschen die noch widerstrebenden Elemente in Preußen absorbiren würde.
Dieser Staat, mit dem Gebiet des Rheines, der Weser, Elbe, Oder, Weichsel,
wäre im Ganzen abgerundet und hätte ein selbstständigesBestehn: er würde be¬
ständig Oestreich bedrohen, da die deutschen Provinzen stets die Neigung haben
würden, sich an die ihnen verwandten Länder anzuschließen und sich ihrem staat¬
lichen Verbände zu entziehen. Also: jeder wesentliche Fortschritt, den
die Centralisation Deutschlands macht, ist den Interessen der
Großmacht Oestreich zuwider; um so mehr, da bei der Entwickelungder
italienischen Verhältnisse es schon jetzt unzweifelhaft ist, die Sache möge sich wen¬
den wie sie wolle, daß Oestreich die Hegemonie Italiens auf immer verloren hat.

Der zweite mächtige Gegner, den die „schwarzgclbe" Partei zu bekämpfen
hat, sind die Magyaren einerseits, die demokratischen Oestreicher andrerseits. Bei
den letztern ist es einmal fraglich, wie ihr Verhältniß zu der östreichischen Partei
steht. Ihr Sitz ist zunächst Wien, und wenn hier auch augenblicklich das demo¬
kratische Element vorwaltet, so fragt sich doch, ob nicht bald die Interessen und
Empfindungen der „Residenzstadt" überwiegen werden. Schon jetzt jubelt man
über die Siege der kaiserlichen Armee in Italien, man bekümmertsich um Frank¬
furt gar uicht; ob die Czechen für Frankfurt wählen oder nicht, daran finden
höchstens die Deutschbvhmen oder diejenigen ein Interesse, die gern auf irgend
eine Art ins Parlament kämen. Ein östreichischer Dcputirter nach dem andern
tritt aus dem Parlament aus.

Die östreichische Regierung selbst wird, man möge sie aus was immer
für Elementen zusammensetzen, für die Aufrechthaltuug Oestreichs fein. Das
Ministerium Fiquelmont fetzte im Wesentlichendie Metternich'schenPrinzipien
fort. Auch in der Tendenz des Ministeriums Pillersdorf lag es, die Groß¬
macht bestehen zu lassen, daneben freilich so viel als möglich Einfluß in Frank¬
furt zu behalten. Das gegenwärtige Gouvernement ist ans einer demokratischen
Bewegung hervorgegangen, es ließ sich vom Weltgeist inspiriren und liebäugelte
mit dem Sicherheitsansschuß und den Studenten; wie es aber in der Natur der
Sache lag, hat es bald mit der äußersten Demokratie brechen müssen und diese
ist vor dem ersten Blut zurückgeschaudert. Es scheint viel guter, selbst sittlicher
Sinn in Oestreich zu herrschen; die Wiener waren bisher von der Revolution
begeistert, so lange es sich um Aufzüge, Festspiele u. dgl. handelte; so wie aber
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diese Sphinx die Maske abwirft und das scheußliche Thierantlitz zeigt, scheinen
sie sich abzuwenden. Baron Doblhoff und seine Partei werden diesen Conflict
wohl kaum überstehn; einerseits verzeiht man politische Jnconseqnenzennicht leicht,
andrerseits sind sie an staatsmännischerBefähigung und Bildung ihren Gegnern
nicht gewachsen, die schon von zwei Seiten auf der Lauer stehen, das Portefeuille
zu ergreifen — Pillersdorf und Stadion.

Mustern wir nun die Streitkräfte, welche dieser Partei zu Gebote stehn, so
finden wir zumeist die Armee. Es war ein unbegreiflicher, ich mochte sagen,
frevelhafter Leichtsinn von Doblho ff und Wessenberg, die englisch - franzö¬
sische Vermittelung in Italien zurückzuweisen. Wäre jetzt ein sehr schneller Friede
abgeschlossen, so wäre die siegreiche Armee Nadetzky's unter dem lautesten Jubel
aller Patrioten in Wien eingezogen und ohne irgend einen Kampf war das Be¬
stehen des Kaiserstaates gesichert. Sollte dagegen der Krieg mit Frankreich wirklich
ausbrechen, so kann auch der beste Politiker über die Zukunft nichts vorhersagen.
Einen zweiten General, den Fürsten Windischgrätz, hat die Negieruug durch
ihre halben Maßregeln in eine verkehrte Stellung gebracht. Wenn auch die cze«
chische Bewegung mit demokratisch-panslavistischen Elementen versetzt war, so schlug
sie doch im Wesentlichen zu Gunsten der Regierung ein. Hätte sich die Negieruug
dieser Bewegung bemeistert, hätte sie die Auswüchse — z. B. die unvernünftigen
Ausfälle auf die Deutschbvhmeu— abzuschneiden gewußt, die mäßigen Forderun¬
gen dagegen — z. B. die Einberufung eines Provinziallandtagcö, mit Vorbehalt
einer Controle durch die Reichsregieruug — gewährt, so hatte sie für ihre Ideen
hier eine sehr mächtige, und was viel sagen will, leidenschaftliche Partei. Wollte
sie das uicht, so mußte sie es mit dem Aufgehen in Deutschland ernst nehmen.
So aber verdarb sie es mit beiden Parteien: sie genügte den Deutschennicht,
denn sie wußte die Tschechen nicht zur Anerkennungdes Reichs, zur Frankfurter
Wahl, zu veranlassen; sie ließ es zu einem offenen Aufstand kommen, der unn
durch brutale Mittel gebändigt werden mußte, und verletzte wieder einerseits die
Tschechen, andrerseits selbst das demokratische Gefühl der Wiener, die einen
Sieg des Militärs über das Volk immer verwerflich fauden, auch wenn er zu
ihren Gunsten war. So ist nun Böhmen in einer inhaltlosen Gähruug, die
Armee bei der einen Partei wie bei der andern verhaßt uud die tschechischen Ab¬
geordneten zum Wiener Reichstag machen Opposition — freilich von der rechten
Seite, gouverncmentalcrals das Gouvernement.

In Ungarn endlich scheint die Negierung die alte macchiavcllistische Politik
zn befolgen: sie unterstützt heimlich den Banns von Kroatien uud deöavouirt ihn
öffentlich, sie sncht die eine Partei durch die andere aufzureiben: das ist eben so
verkehrt, als eö unsittlich ist. Die Regierung muß sich entscheiden:entweder er¬
kennt sie die Oberherrschaft Ungarns über Kroatien an, und damit spricht sie die
definitive Theilung Oestreichs aus, oder sie ergreist offen die Partei des Bann

Grenzbvt-n. III. I8i8. 5>L
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Jellaczicz, beschränkt den ungarischen Reichstag und das magyarische Ministerium
auf ihr eigenes Gebiet und vertritt entschieden das Interesse der Deutschen gegen
etwaige Uebergriffe der Magyaren. Dieser entschiedene Schritt ist freilich nur
unter einer Bedingung zu rathen: wenn man augenblicklich Frieden mit Italien
schließt, wenn man also die Hilfe der Ungarn nicht braucht. Zu einem offenen
Kampf wird es unter solchen Umständen die gemäßigte Partei in Ungarn, die bei
jeder Krisis den Einfluß und das Talent Kossuth's den Ultra-Magyaren ent¬
gegenstellen kann, nicht kommen lassen.

Außer der Armee hätte die Regierung über die Aristokratiezu disponiren,
die zwar für den Augenblick überall in Bestürzung und Unthätigkeit versunken ist,
die aber bald ihren Einfluß wieder geltend machen würde, sobald sie nur einen
bestimmten Halt sähe, denn nur mit Hilfe einer starken Negierung kann sie ihrem
völligen Untergang— der Zehnten- und Robot-Ablösung ohne Entschädigung—
entgehn. Sie hat für sich die überwiegende Masse der Bourgeoisie in den großen
Städten, die vor einer neuen Revolution zurückbcbt; sie hat einen großen Theil
der Provinzen, die entweder ihr ergeben sind oder die wenigstens unthätig blei¬
ben werden; sie hat, wenn sie klng handelt, die Czechcn, die Dalmatier, Kroa¬
ten, die Deutschen in Ungarn, die Siebenbürgen für sich. Ja sie würde
unter dieser Voraussetzung auch den Reichstag, trotz seiner schlechten und con-
fusen Zusammensetzung wenn nicht leiten, doch wenigstens unschädlichmachen
können. Eine Macht, die bedeutend genug ist um die ernsthaftesten Rücksichten zu
erheischen.

Betrachten wir nun die Folge, wenn diese Partei den Sieg davonträgt. Ich
setze dabei voraus, daß sie eine föderalistische Einrichtung des Staates im Auge
hat, wie sie in dem Sendschreiben an Pillersdvrs in Nr. 27 dieser Blätter ange¬
deutet war: einen Provinziallandtag für Böhmen, für Dcutschöstreich, für Italien,
für Ungarn, Siebenbürgen, Kroatien, Galizien und ein aus diesen Landtagen hcr-
vorgegangcncu Centralansschuß für Wie». Ich setze serner voraus eine aller¬
dings kühne Voraussetzung, die aber darauf basirt, daß eine entschiedene Snpc-
riorität der Bildung stets ihre Zwecke durchsetzt,wenn sie mit Entschiedenheit des
Willens und einem wahren sittlichen Inhalt auftritt — ich setze voraus, daß sie
den Reichstag sür diese Ansicht gewinnt. An eine Reaction wäre nicht zu den¬
ken; Reaction tritt nie ein in Folge eines Kriegs; nach Besiegung eines großen
Aufstcmdcs würden wir allerdings alle die Erscheinungenhaben, die wir in Paris
vor uns sahen: Aufhebnngder Preßfreiheit, des Versammlungsrechtsu. s. w. So
lange die Entwickelung eine friedliche bleibt, ist davon nicht die Rede und eine
Reaction gegen die Doppelherrfchaft in Wien könnte nur wünschenswcrthsein.
Die schwierige Frage von der Theilung der Staatsschuld würde alsdann vermie¬
den. Die einzelnen Provinzen könnten die nothwendigen Reformen auf dem Wege
organischer Gesetzgebungungestört bei sich vernehme». Auch der Theil Italiens,
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der bei Oestreich bleibt, könnte durch eine freie Verfassungfür den Kaiserstaat ge¬
wonnen werde» — was bei eiuem Anschluß an Deutschland weit größere Schwierig¬
keiten hätte. Die deutschen Regierungen könnten das Interesse der Deutscheu
und ihrer Cultur in Böhmen uud iu Ungarn weit besser wahrnehmen, als wenn
ein magyarischerStaat entstände, in welchem das Reich keine rechtliche Veranlas-
snng mehr hätte, zu Gunsten der deutscheu Interessen zu interveniren; sie könnte,
nach Westen hin nur in Beziehung eines friedlichen, commerciellen und literari¬
schen Verkehrs, ihre große Aufgabe erfüllen, den Osten bis zn der Donau-Mün¬
dung der deutschen Cultur zu gewinnen.

Für das Reich wäre allerdings eine solche Trennung ein Ereigniß, das bei
der neuen Wendung der Dinge — dein supponirten Anschluß Oestreichs und der
Wahl des ReichSvcrwesers, für den Augenblick seine ernsten Bedenken hätte. Aber
auch nur für den Augenblick. Der Neichsverweser hat sich überall so in deutschem
Sinne benommen, daß Niemand sich mehr an seine östreichische Abkunft erinnert.
Die TrennnnI Oestreichs würde einigen Verdruß erregen, aber weiter auch Nichts,
da im Uebrigen eiue Meuge von Schwierigkeiten, welche bei dein Anschluß Oest¬
reichs fast unüberwiudlich auösehu, wegfallen würden. Sie würden freilich zum
Theil auch wegfallen bei der andern Eventualität, auf die ich jetzt übergehe.

Was für Chancen hat die „radikale" Partei Oestreichs?, d. h. diejenige,
welche den unbedingten Anschluß an Deutschland und die Treuuung von Ungarn
will. Ich muß gestchn, sie sind nicht unerheblich, falls es möglich wäre,
daß die Menschen ihrer Vernunft, nicht ihren Leidenschaften folg¬
ten. Hört man freilich, wie die Mehrzahl der Radikalen fortwährend von der
Nothwendigkeiteiner neuen Revolution faselt, so mochte man doch an ihrer Sache
verzweifeln. Wozu eine Revolution führen wird, kann kein Staatsmann berech¬
nen, nnd nur der verzweifelte Spieler stellt seine Sache dem blinden Ungefähr
anheim.

Indessen gäbe cö vielleicht ein Mittel auf gesetzlichemWege dieselben Zwecke
zn erreichen. Dieses Mittel setzt voraus, daß die östreichische Negierung im Eiu-
verstäuduiß mit der Ungarischen handelt, daß sie sich entschieden an die Spitze der
demokratischen Partei stellt, und sich eben so entschieden von der Camarilla trennt.

Die Regierung muß dem Reichstag folgenden Gesetzentwurf vorlegen: I) Die
Provinzen der östreichischenMonarchie, welche zum Reich gehören, erhalten eine
abgesonderte Verfassung und Verwaltung. Alle Beschlüsse der Frankfurter Ver¬
sammlung habe» für sie Gesetzeskraft. 2) Alleu Nationalitäten innerhalb dieses
Bereichs wird eine ihren Wünschen angemessene Verwaltung, Schulcinrichtung
u. s. w. garcmtirt. :y Das vcuetiamsche Gebiet ^- falls dasselbe nicht aufge¬
geben wird, - tritt zu Oestreich in dasselbe Verhältniß, wie Posen zu Preußen.
4) Galizicn mit Krakan erhält eine besondere Verfassung und Verwaltung, mit
einem Erzherzog als Vicekönig an der Spitze. 5) Dasselbe geschieht mit den

52*
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vereinigten KönigreichenUngarn, Kroatien, Siebenbürgen. 6) Jeder Theil der
auf diese Weise getrennten Monarchie übernimmt einen angemessenen Theil der
Staatsschulden. 7) Der Kaiser erhält aus jedem Theil der Monarchie eine Ci¬
villiste; seine Regierungsrechteübt iu Ungarn wie in Galizien in seinem Namen der
Vicelönig ans. Die Regierung zu Pesth wie die zu Lemberg ist unabhängig von
dem Wiener Ministerium. Kriegshilfe und sonstige Unterstützung hat der eine
Theil dem andern nur soviel zu leisten, als es iu seinem freieil Willen liegt.

Wenn nun gleichzeitig die ungarische Regierung der deutschen und slavischen
Nation eine vollkommene Freiheit ihrer Sprache — in Verwaltung, Gericht und
Schule garantirte, wenn sie nur verlangte, daß aus dem Reichstag zu Pchst magy-
risch gesprochen wird; wenn Jellaczicz einsieht, daß das Aufgehen Deutsch-Oest¬
reichs in Deutschland wirklich erfolgt; wenn Nadetzky sowie Wrangel zum Neichs-
feldherreu erhoben würde, so wäre es vielleicht möglich, daß auf diese Weise
eine friedliche Ausgleichung, stattfände. Um darüber auch nur eine entfernte An¬
sicht zu habeu, müßte man sich über die Verhältnisse in Ungarn, Kroatien und
Siebenbürgen einen bestimmterenBegriff verschaffen, als ihn die Einwohner die¬
ser Länder selbst zu haben scheinen.

Schon einen solchen Gesetzvorschlag vorzulegen, bedarf es eines heroischen
Entschlusses. Ist mau dessen nicht fähig, so ergreife man entschiedenden entge¬
gengesetzten; jeder Mittelweg führt hier unausbleiblich zum Verderben.

Die Kirchenfrage in Frankfurt.

Die Verhandlungen über das Verhältniß der Kirche zum Staat legen einer-,
seits ein schönes Zeugniß ab für die in Frankfurt versammeltenTalente: fast je¬
der Redner sprach wie eiu Buch, mit Gefühl, Witz uud Einsicht; sie sprechen
aber auch für den gesunden Sinn der Majorität, die ganz richtig entschieden hat.
Die Commissionwar davon ausgegangen, die offenkundigen Mißbräuche, welche
mit der Eiumischungdes Staates in die religiösen Angelegenheitenverbunden wa¬
ren, abzustellen; sie verlangte, daß der Staat bei der Ertheilung seiner Rechte
nicht darnach fragen sollte, ob Jemand an den dreieinigen Gott oder an einen
andern glaubt. Die ultramontane Partei argumentirte nun so. „Wir Deutschen
müssen überall das Princip voranstellen. Jene Bestimmungen involvircn aber ein
Princip, nämlich sie setzen voraus, der Staat soll sich in religiöse Angelegenhei¬
ten nicht mischen. Wer soll sie denn betreiben? Natürlich die Kirche! Also,
sprecht es entschieden aus, was ihr nur im Stillen voraussetzt. Unabhängig¬
keit und Autonomie der Kirche!" Die linke Seite, die sich mit ihren sonstigen
Gegnern verband, dachte im Stillen so: „Die Kirche ist eine Gesellschaft zu be¬
stimmten Zwecken; wenn wir dem Staat das Recht einräumen, sich hineinzumi¬
schen, so müssen wir es ihm am Ende in Bezug auf eine andere Gesellschaft zu-
gestchn — die republikanischen Vereine nämlich, die ja mit der Zeit auch dahin
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kommen können, eine ähnliche hierarchische Organisation zum Zwecke der guten
Sache zu haben." Laut sagten sie: „Freiheit über alles! Kümmere dich nicht
um uns, Staat, dann werden wir die Jesuiten schon zu Paaren treiben!"

Einerseits setzt das eiuen Begriff vom Staat voraus, der nicht haltbar ist:
als ob er außer dem Organismus der Gesellschaft stehe, und nur das polizeiliche
Recht der Beaufsichtigunghabe. Man denkt noch immer an den alten Polizeistaat,
und vergißt, daß der neue eben ein lebendiger Ausdruck des Gemeinwesens sein soll.

Am sonderbarstenist aber die Unkenntniß über das, was mau Kirche »enut.
Die Kirche besteht uicht in einem Komplex von Individuen, sie ist eine ideelle
Gemeinschaft, die ihren Boden außerhalb der Erde hat. Das gilt vou der katho¬
lischen wie von der evangelischen. Autonomie der Kirche heißt: Recht des Pap¬
stes, jeden Mißliebigen zu ezcommuniciren;Recht uud Pflicht des Geistlichen, die¬
sem Banu durch Aufreizung des ungebildeten Volkes Geltung zu verschaffen. Es
heißt ferner: Im Falle eine Provinz, z. B. Westphalcn, von der Kirche abfal¬
len sollte, Recht der Kirche, die dortigen gotteödienstlichcn Häuser und liegenden
Gründe weiter zn besitzen, die Geistlichen weiter dort anzustellen u. s. w. Auto¬
nomie der Kirche heißt: uubeschrankter Despotismus der Hierarchie uud Unfähig¬
keit des Gemeinwesens,den unsittlichen Einrichtungen derselben, z. B. dem Bettcl-
mönchswesen u. s. w., Schraukeu zu setzen.

Aber es ist mit der protestantischen Kirche nicht anders. Habeil die Pietisten
uuter Eichhorn im Namen des Staats die lichtfreundlichen Geistlichen abge¬
setzt? Nein, im Namen des Kirchenregiments! Gefetzt, die Synodalverfassung
der protestantischen Kirche käme zu Stande, so haben wir doch nicht eiuc Freiheit
der Gemeinde, ihre kirchlichen Angelegenheiten selber zu besorgen, sondern nur
eine nene kirchliche Herrschaft, wenn anch der Träger derselben ein Anderer ge¬
worden ist.

Die Linke war also, trotz ihrer Zuversicht uud ihrer Witze dupirt, dupirt,
weil sie, wie gewöhnlich, ohne Kenntniß von der Sache sich auf ein Urtheil einließ.

Der Staat, als das constituirte Gemeinwesen, soll anch die Kirche m sich
fasse». Nur muß man den Staat weder blos im König, noch blos im Parla¬
ment, noch blos in der Gemeinde suchen. Auch eine Autonomie der Communen
darf uicht ohne Aufsicht des Staates bestehen, sonst könnte der Fall eintreten, daß
eine bigotte Majorität z. B. den Juden oder sonst einer Seele, daö Recht anta¬
stete, Gottesdienst zu halten.

Es will gesagt sein: Der Staat, d. h. das constituirte Gemeiuwcseu, muß
zuletzt auch das Recht habeu, die blos ideelle Gemeinschaft der Kirche aufzuheben,
ihre Güter zu andern Zwecken zu verwenden. Er wird und kann es freilich nur
da thun, wo er im Sinne der Bctheiligten handelt. Wenn aber z. B. der Staat
Aargan im Einverstäudniß mit der Majorität seiner katholischen Bürger die Auf¬
hebung der Klöster beschließt, so hat die Kirche uicht darein zu reden. Weuu der
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Staat Oestreich, d. l). der rechtlich orgcmisirteVolkswille, die Abschaffung des
Cölibats, die Einziehung der Kirchengüter, die Aufhebung der päpstlichenSupre¬
matie u. s. w. feststellt, so ist er in seiuem Recht, und die Kirche darf nichts da¬
gegen einwenden.

Mit dein Verhältniß der Kirche zur Schule hat es noch eine andere Be-
wandniß. Der Staat hat in der Regel nur dem das Recht zuerkannt, eine öf¬
fentliche Schule zu halte», der die wissenschaftliche und sittliche Befähigung dazu
answeist. Ob dieses Recht vvu den Gemeinden, den Bezirken oder der Central-
gewalt ausgeübt wird — das ist eine Frage, die nicht principiell, sondern nach
den bestimmten Umständen zu entscheiden ist. Der Staat hat den Zweck, Cultnr
zn verbreiten. Der preußische Staat darf es z. V. den Kassubcn nicht zugestehn,
nach ihrem Sinne Schule zu halte», weil er damit die Barbarei fixiren würde;
er darf es nicht i» die Freiheit des Einzelnen stelle», ob er seine Kinder in die
Schnle schicken oder wild aufwachsen lassen wolle.

Ueberhaupt sind die Radikalen mit ihrem Stichwort rasch bei der Hand, und
sehr vergnügt dnrch eine einseitige Entscheidungsich die Sache vom Halse zu schieben.
Das Frankfurter Parlament und die Radikalen voraus, spreche«, jedem deutschen
Bürger das freie Znzugrecht zn. Wahrscheinlich werden sie nun auch die Auto¬
nomie der Gemeinden dekretiven, ohne sich dadurch irren zn lassen, daß beide
Rechte in diamentralem Gegensatzstehn. Die Abstractivn ist das Einfachste, weil
sie das Sinnloseste ist; die echte Politik ist nicht einfach, weil sie organisch, nicht
abstract, eben weil sie — concret ist.

Aenßcre Politik.

Die Bediugnngeu des zwischen Prcnßen und Dänemark unter Garantie Schwe¬
dens abgeschlossenen siebenmonatlichen Waffenstillstandes sind nun officiell bekcumt
gemacht. Wie wir vermuthet, hat die Ceutra'lgewalt dem Köuig vou Preußen
die Unterhandlung überlassen. Es ist nun die Frage, ob die Centralgewalt
und die Nationalversammlung die Natification eines Vertrages beanstanden wer¬
de», der zum Theil von ihr selber ausgegangen ist. In dem Inhalt ist Eini¬
ges bedenklich.

Die Frist von sieben Monate» ist rein zu Gunsteu der Dänen. Im Winter
gilt ihre Blokade nichts, während die Besetzung Jütlands anch im Winter ohne
Schwierigkeiten stattfinden kaun. Die gegenseitigenEntschädigungen, die Nänmnng
der Herzogthümer u. s. w. siud iu der Ordunug. Am bedenklichsten ist aber der
Artikel 7.'

„Die beiden contrahircnden Theile sind übereingekommen, für die Daner
des Waffenstillstandes eine gemeinsame Regierung für die beiden Herzogthümer
einzusetzen, welche ihre Amtshandlungen im Namen Sr. Maj. des Königs von
Dänemark in Ihrer Eigenschaft als Herzog von Schleswig und Holstein, und
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mit der Machtvollkommenheit ausüben wird, mit Ausnahme der gesetz¬
gebenden Gewalt, die während der Dauer des Waffenstillstan¬
des ruht (also scheint weder eine Ständeversammlung der Herzogthümer noch
der Einfluß der Frankfurter Versammlung, selbst ans Holstein, das doch un¬
zweifelhaft ein deutsches Bundesland ist, verstattet zu werden). Diese Negie¬
rung wird aus süuf Mitgliedern bestehen: zwei von diesen Mitgliedern werden
von Sr. Maj. dem König von Preußen, seitens des deutschen Bundes, für
Holstein nnd zwei von Sr. Maj. dem König von Dänemark als Herzog von
Schleswig nnd Holstein, für Schleswig ernannt werden. Das fünfte dieser
Mitglieder, welches die Fnnctionen des Präsidenten zu übernehmen hat, wird
in Folge gemeinschaftlicher Einigung von Ihren Majestäten ernannt werden.
Man ist übereingekommen, daß weder die vor dem 1,7. März angestellt gewe¬
senen Ncgierungsmitglieder, noch diejenigen, welche die Regierung seit dieser
Epoche gebildet haben, in diese neue Verwaltungsbehörde eintreten können;
daß ferner alle und jede seit dem 17. März für die Herzogthümer
erlassenen Gesetze, Verordnungen nnd Verwaltnngsmaßregeln
im Augenblick des Amtsantritts der neuen Negierung aufge¬
hoben werden sollen; jedoch soll der letztereu das Recht zustehen, solche
Verordnungen wieder in Kraft treten zu lassen, deren Ausrechthaltungihr un¬
erläßlich u. s. w."
Nach der Erklärung des Preußischen Ministeriums wäre diese Bestimmung

nur formell und die neue Negierung würde sofort alle Gesetze, die nicht die Rechte
deö Königs präjudicircn, wiederherstellen. Ferner Art. 8:

„Se. Maj. der König von Preußen im Namen des deutschen Bundes und
Se. Maj. der König von Dänemark sollen das Recht haben, jeder seinerseits
einen Kommissar zu ernennen, um in den Herzogtümern vermittelnd über die
Anssührnng der vorstehendenStipnlativncn zn wachen, sowie über die unpar¬
teiische Anwendung der Gesetze zu Gunsten der dentschen wie der dänischen
Bevölkerung."

Wenn Preußen keine günstigern Bedingnngeu erwirken konnte, so hätte
es lieber die Unterhandlungen ganz und gar dem Abgeordneten der Central-
gewalt überlassen sollen. Jetzt werden die Radikalen wieder über Preußens
Schwäche ein Zetergeschrei erheben. Wenn nun gar die Nationalversammlung den
Waffenstillstandnicht ratistcirt — was wir nicht hoffen — so ist einerseits Preußen
ans das Abscheulichste compromittirt, andrerseits die Verwirrung auf die Spitze
getrieben.

Ju der Limburgcr Frage kann die Nationalversammlung eine frühere Ueber-
eilung noch wieder gut machen. Die Linke, welche stets darauf ausgeht, der Re¬
gierung Verlegenheiten zu bereiten, war in ihrem Recht, wenn sie den verkehr¬
ten Beschluß der Versammlung als Waffe gegen das Ministerium benutzte. Glück-
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licher Weise scheint die Versammlung entschlossen, lieber von ihrer früheren heroi¬
schen Entscheidung abzusehen, als auch von dieser Seite England, Frankreich und
Niederland zugleich gegen sich in Waffen zu rufen.

Am meisten droht der italienische Handel. Die Thorheit der östreichischen
Negierung hat die Vermittelung Frankreichs von sich gewiesen, allein noch ist es
nicht zu spät! es gilt von Seiten der Centralgewalt, hier schnell und mit dem
ganzen Ansehn ihrer „Souveränität" einzuschreiten. Es gilt hier: entweder! oder!
Oestreich muß im Interesse Deutschlands einen Frieden, der ihm den Besitz des
venetianischenGebiets garantirt, eingehen, oder es erkläre seine definitive Tren¬
nung vom Reich. In einen europäischen Krieg, der die Barbarei aufs Neue
heraufbeschwörenmüßte, können wir uns nicht einlassen.

Uevne der deutschen Presse.
1. Deutsche Zeitung. Bei französischen und englischen Zeitungen weiß man

von vornherein, daß wenigstens der politische Theil vom Standpunkt einer bestimmten
Partei aufgefaßt ist, daß die Art der Erzählung wie die eingestreute Reflexion aus einen
bestimmten Zweck hinleitct. Bei den deutschen Blättern hat sich das auch nach Ein¬
führung der Preßfrciheit weniger herausgestellt. Mit Ausnahme der radicalen Blätter
und einiger wenigen ultramontanen merkt man in der Regel von der Redaction nicht
viel, es kreuzen sich die verschiedenartigsten Standpunkte wunderbar durch einander, je¬
der Korrespondenthat seinen eignen Kopf, und der leitende Geist flüchtet sich wohl
oder übel in einen allgemeinen räsonnircndenArtikel. Kein Wunder, da bei der un¬
endlich geringen politischen Vorbildung das Publikum nur begierig darnach ist, soviel
Stoff als möglich einzusaugen.

Die deutsche Zeitung ist die einzige, die ich davon ausnehme. Auch die radika¬
len Blätter haben größtentheils nur den Schein einer festen Haltung; sie reißen vom
Negieruugsrath und Capitain herauf Alles herunter, ohne Unterschied der Personen,
und loben alles, was die Blouse trägt; das ist einfach und wohlfeil, aber nicht be¬
sonders forderlich. Der deutschen Zeitung könnte man höchstens den Vorwurf machen,
daß die Redaktion zu strenge ist; während bei einer wesentlich referireuden Zeitung,
wie der Augsburgcr Allgemeinen,die Vvrtrcfflichkeit der Darstellung den Mangel eines
festen Princips vertuscht, absvrbirt hier der Rigorismus des Princips beinahe alle Dar¬
stellung. Man sieht den Berichten an, daß sie sich nicht frei bewegen; sie sind nur
eine Bcispiclsammlung, um die in den leitenden Artikeln niedergelegten Regeln zn be¬
stätigen.

Aber eben dieser eisernen Consequcnzwegen imponirt sie auch ihren Gegnern.
Mt einer für Deutschland unerhörten Festigkeit und Sclbstständigkcit tritt sie nach der
Revolution für dieselben Principien gegen die Revolution in die Schranken, die sie
damals gegen den Absolutismus verfocht. Der gediegene, starke politische Charakter
ihres Herausgebers Gcrvinns ist der unerschütterlicheStamm, um den das Blätter-
Werk der Ereignisse spielt, vom Winde bewegt, ohne daß auch nur die leiseste Regung
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